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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

von null auf tausend – das ist das beeindruckende Ergebnis der Bewegung für die Ta-

rifierung betrieblich-schulischer Ausbildungen in Krankenhäusern. Rund 1.000 Euro 

monatlich verdienen angehende Medizinisch-Technische Assistent*innen, Physio- und 

Ergotherapeut*innen, Diätassistent*innen, Orthoptist*innen und Logopäd*innen in vielen 

Kliniken jetzt. Noch vor kurzem erhielten sie keinen Cent. Lange stellte das kaum jemand 

in Frage. Doch das hat sich gründlich geändert. Überall fordern Auszubildende eine ange-

messene Vergütung ein, machen Druck und organisieren sich in ver.di. Die Welle ist nicht 

mehr zu stoppen.

Begonnen hat diese Erfolgsgeschichte an den Unikliniken in Nordrhein-Westfalen. Die 

Kolleginnen und Kollegen dort wollten diese Ungerechtigkeit nicht hinnehmen. Schließlich 

erhalten Auszubildende in der Pflege und anderswo selbstverständlich eine Bezahlung.  

Mit viel Beharrlichkeit und enormer Kreativität haben sie das Thema auf die Agenda ge-

setzt. Auch in ver.di. 

Sich für gemeinsame Interessen einsetzen, Solidarität organisieren, stark werden – das ist 

Gewerkschaft. Diese Broschüre zeigt, wie das geht. Denn Nachmachen ist ausdrücklich er-

wünscht. Und das Heft soll all jene würdigen, die so viel Zeit und Energie in die Bewegung 

gesteckt haben. So schreibt man Tarifgeschichte! 

Die Bewegung der betrieblich-schulischen Auszubildenden zeigt: Wenn wir entschlossen 

sind, können wir Berge versetzen. Was »schon immer« so war, muss nicht so bleiben. 

Diese Erfahrung gilt es zu verbreiten. Eine Ermutigung für uns alle.

Herzliche Grüße

Sylvia Bühler      

Sylvia Bühler ist Mitglied im  

ver.di-Bundesvorstand und leitet 

den Fachbereich Gesundheit, 

Soziale Dienste, Wohlfahrt und 

Kirchen.
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Viele Jahre gehörten die betrieblich-schulischen 

Auszubildenden in Krankenhäusern nicht rich-

tig dazu. Angehende Medizinisch-Technische 

Assistent*innen, Physio- und Ergotherapeut*innen, 

Diätassistent*innen, Orthoptist*innen und 

Logopäd*innen hatten oft keinen Ausbildungsver-

trag mit dem Klinikum, bekamen keine Vergütung 

und konnten sich nicht an den Wahlen zur Jugend- 

und Auszubildendenvertretung (JAV) beteiligen.

Im Jahr 2011 wurde das Landespersonalvertre-

tungsgesetz in Nordrhein-Westfalen dahingehend 

geändert, dass »Gestellte«, also ans Klinikum entlie-

hene Arbeitnehmer*innen, nach sechs Monaten an 

der Personalratswahl teilnehmen durften. Das galt 

auch für die Jugend- und Auszubildendenvertretung. 

Daraufhin warfen JAV-Mitglieder an den Unikliniken 

in Düsseldorf und Essen die Frage auf, ob nicht auch 

betrieblich-schulische Auszubildende an den Wahlen 

beteiligt werden müssten – auch wenn diese keinen 

Vertrag mit dem Krankenhaus hatten. Zudem kam 

die Diskussion über die Entlohnung dieser Auszubil-

denden auf.

Denn im Berufsbildungsgesetz (BBiG) wird auf 

Personen Bezug genommen, »die eingestellt wer-

den, um berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse, Fähig-

keiten oder berufliche Erfahrungen zu erwerben« 

(§ 26). Auch wenn es sich nicht um Berufsausbil-

dungen im Sinne des Gesetzes handele, würden 

Erste Gespräche des Personal- 
rats mit der Leitung der 
Düsseldorfer Uniklinik zur 
Bezahlung von betrieblich-
schulischen Auszubildenden.

Erstmals können sich 
betrieblich-schulische 
Auszubildende an Uni- 
kliniken in NRW an  
der JAV-Wahl beteiligen.

Physiotherapie- 
Azubis an den  
baden-württem- 
bergischen  
Unikliniken er- 
reichen Abschaffung  
des Schulgelds.Keine Bezahlung – warum eigentlich nicht?
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»Während meiner Physiotherapieausbildung am 

Heidelberger Uniklinikum habe ich nicht nur 

nichts verdient, ich musste auch noch 400 Euro 

Schuldgeld im Monat bezahlen. Um das zu än-

dern, haben sich fast alle von uns in ver.di orga-

nisiert – nur eine einzige von 64 Auszubildenden 

hat diesen Schritt nicht gemacht. Gemeinsam  

mit den Psychotherapeut*innen in Ausbildung – 

den PiA, die damals ebenfalls nicht bezahlt wur- 

den – konnten wir in der ver.di-Tarifkommission 

für unser Anliegen werben. Die Leute waren sehr 

solidarisch. Am Ende verzichteten die Pflege-Azu-

bis sogar auf Geld, um die Abschaffung des Schul-

gelds in der Physiotherapieschule zu ermöglichen. 

Das war toll. Grotesk war hingegen, dass nach dem 

Tarifabschluss plötzlich mit der Schulschließung 

gedroht wurde. Letztlich blieb die Schule offen. 

Das Schulgeld ist abgeschafft und im April 2019 

wurde auch eine Ausbildungsvergütung verein-

bart. Das zeigt: Man darf sich nicht einschüch-

tern lassen und muss für seine Rechte kämpfen. 

Geschenkt wird einem nichts.«

Yannic Ásgeirsson 
(26) hat von 2011 bis 2014 am 

Uniklinikum Heidelberg eine Aus-

bildung zum Physiotherapeuten 

gemacht und sich dabei für die 

Abschaffung des Schulgeldes 

engagiert. Heute studiert er 

Medizin in München.
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BBiG-Regelungen für sie mit gewissen Einschrän-

kungen gelten – darunter auch der Anspruch auf 

eine »angemessene Vergütung« (§ 17). Mit dieser 

Argumentation suchte der Personalrat der Düssel-

dorfer Uniklinik schon ab 2010 das Gespräch mit der 

Klinikleitung, doch diese blockierte das Anliegen.

An der JAV-Wahl 2012 und 2013 konnten 

an den Unikliniken in NRW erstmals betrieblich-

schulische Auszubildende teilnehmen. »Warum 

bekommen wir eigentlich keine Bezahlung?«, fragten 

einige von ihnen immer wieder. Die unbefriedigen-

de Antwort: »Weil das weder gesetzlich noch per 

Tarifvertrag festgeschrieben ist.« Daraufhin began-

nen Diskussionen innerhalb der ver.di-Jugend. Der 

Jugendfachkreis des ver.di-Fachbereichs Gesundheit, 

Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen entwickelte 

zu dieser Zeit tarifpolitische Grundsätze. Auf Initiati-

ve der Mitglieder aus NRW wurde in diese die Forde-

rung aufgenommen: »Für Ausbildungen, die bisher 

nicht regelhaft vergütet worden sind (…), ist eine 

Ausbildungsvergütung zu verhandeln.« Als Orientie-

rung sei das Niveau des Ausbildungs-Tarifvertrags für 

den öffentlichen Dienst (TVAöD BBiG) maßgeblich.

 

Physiotherapie- 
Azubis an den  
baden-württem- 
bergischen  
Unikliniken er- 
reichen Abschaffung  
des Schulgelds.
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JAV – Interessenvertretung  
aller Berufsgruppen

»Ich war schon immer der Meinung: Eine gute 

Interessenvertretung vertritt alle Berufsgruppen«, 

begründet die Gesundheits- und Kinderkrankenpfle-

gerin Manuela Schatz vom Uniklinikum Düsseldorf 

ihr Engagement für die Einbeziehung der betrieblich-

schulischen Azubis in die JAV-Wahl. Auch in der 

JAV der Essener Uniklinik herrschte die Einstellung: 

»Wir sind nicht nur die Vertretung der Krankenpfle-

ge, sondern aller Auszubildenden – ob mit oder 

ohne Ausbildungsvertrag.« Über dieses und andere 

Themen tauschten sich die beiden Jugendvertretun-

gen gemeinsam mit Kolleg*innen der anderen vier 

nordrhein-westfälischen Unikliniken zunächst über 

ver.di aus, später über eine landesweite Arbeitsge-

meinschaft der Jugendvertretungen an den Uniklini-

ken nach Personalvertretungsgesetz. 

In Düsseldorf versuchten die JAV und der Per-

sonalrat ab 2012, eine Dienstvereinbarung abzu-

schließen, die neben einer Vergütung betrieblich-

schulischer Auszubildender auch Regelungen für 

Praktikant*innen enthalten sollte. Für Erstere sah sie 

eine Bezahlung von mindestens 600 Euro im Monat 

vor – weniger als in anderen Ausbildungsberufen, 

aber immerhin ein Anfang. Doch nach einem Wech-

sel im Klinikvorstand weigerte sich dieser plötzlich, 

die fertig ausgehandelte Vereinbarung zu unter-

schreiben.

Im November 2014 lud ver.di die Auszubilden-

den am Uniklinikum Düsseldorf zu einer Diskussion 

über die Forderungen in der anstehenden Länder-

Tarifrunde ein. Es kam fast der komplette MTA-An-

fängerkurs – ein für Gewerkschaftsversammlungen 

bis dato eher ungewöhnliches Bild. Ihre Forderung: 

Aufnahme der betrieblich-schulischen Auszubilden-

den in die Tarifverträge. »Das Schlüsselerlebnis war 

schon der zweite Tag in der Ausbildung«, erinnert 

sich Denis Schatilow. »Da hatten wir unseren ers-

ten Praxiseinsatz und haben direkt gemerkt, dass 

wir hart mitarbeiten müssen.« Dass sie – anders als 

Auszubildende in der Pflege und anderswo – den-

noch keine Vergütung erhielten, sei vielen sauer 

aufgestoßen.

Vor der Länder-Tarifrunde wird 
erstmals über die Forderung nach 
Bezahlung der betrieblich-schuli-
schen Auszubildenden diskutiert.

Auszubildende 

setzen sich im 

April 2018 bei 

den Tarifver-

handlungen im 

öffentlichen 

Dienst für ihre 

Interessen ein. 
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Gute Argumente

Die Auszubildenden konnten viele stichhaltige 

Argumente vorbringen, mit denen sie ihre Forderung 

begründeten. Sie erlernen anspruchsvolle und für 

das Gesundheitswesen sehr wichtige Berufe und 

haben meist hohe Praxisanteile. Wie Auszubildende 

in der Pflege tragen sie oft erheblich zur Versorgung 

der Patientinnen und Patienten bei. Für ver.di ist  

klar: Die Ausbildung muss im Mittelpunkt stehen 

und qualitativ hochwertig sein. ver.di kritisiert, wenn 

Auszubildende – ob in den betrieblich-schulischen 

Gesundheitsberufen, in der Pflege oder anders- 

wo – dazu eingesetzt werden, den Betrieb am  

Laufen zu halten. Doch das ist vielerorts der Fall. 

Umso empörender, wenn diese Auszubildenden 

dennoch nichts verdienen. Vor allem aber sind an-

gemessene Ausbildungsvergütungen nötig, um die 

Berufe so attraktiv zu machen, dass langfristig genug 

Fachkräfte gewonnen werden können.

Die meisten Ausbildungsstellen in der Medizi-

nisch-Technischen-Assistenz, insbesondere im Labor 

und in der Radiologie, sind in Großstädten zu finden. 

Daher sind Auszubildende gezwungen, in diese ur-

banen Zentren zu ziehen – und entsprechend hohe 

Mieten, Fahrt- und Lebenshaltungskosten zu bezah-

len. Generell sollte es jungen Menschen heutzutage 

möglich sein, während ihrer Ausbildung eine eigene 

Wohnung zu haben und ihren Lebensunterhalt 

eigenständig zu bestreiten. Die Voraussetzung dafür 

ist eine angemessene Vergütung. 

Und: Es ist schlicht gerecht, dass auch betrieb-

lich-schulische Auszubildende bezahlt werden. Denn 

zum Beispiel in der Gesundheits- und Krankenpflege 

sowie in den Ausbildungsgängen nach dem Berufs-

bildungsgesetz ist das schon lange selbstverständlich. 

Es gibt keine Rechtfertigung dafür, dass angehende 

Medizinisch-Technische Assistent*innen, Physio- 

und Ergotherapeut*innen, Diätassistent*innen, 

Orthoptist*innen und Logopäd*innen trotz großer 

Praxisanteile keinen Cent erhalten sollen.

Doch es gab auch Gegenwind – zum Beispiel 

von einigen Schulleitungen, die sich zu dem Thema 
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ganz unterschiedlich verhielten. Während beispiels-

weise die Leitung einer MTA-Schule eines Unikli-

nikums die Azubis und Jugendvertretreter*innen 

ermutigte, eine Bezahlung und damit Aufwertung 

ihres Berufes einzufordern, setzte die Leitung einer 

Physiotherapieschule eines anderen Uniklinikums 

alles daran, die Jugendlichen von ihrem Ziel abzu-

bringen. Letzteres mit teils brachialen Methoden: So 

wurden Informationen falsch oder gar nicht weiter-

geleitet, Flugblätter der JAV und von ver.di beseitigt 

und die Auszubildenden mit der Behauptung auf-

gehetzt, eine Bezahlung mache die Ausbildung in 

der jetzigen Form unmöglich und verhindere eine 

Aufwertung des Berufs. Das erschwerte die Mobi-

lisierung in diesem Bereich. Einzelne erklärten, dass 

sie sich angesichts des Gegenwinds der Schulleitung 

nicht trauten, an den Aktionen teilzunehmen. Heute 

profitieren sie von der inzwischen durchgesetzten 

Bezahlung dennoch. Die Bedrohungsszenarien, die 

Ausbildungsgänge müssten eingestellt werden, be-

stätigten sich nicht. Im Gegenteil: Die Ausbildung in 

den betrieblich-schulischen Gesundheitsberufen an 

den Unikliniken wurde nach Einführung der tarifli-

chen Bezahlung noch ausgebaut.

Debatte in ver.di

Trotz der vielen guten Argumente war die Debatte, 

eine tarifliche Bezahlung für die betrieblich-schuli-

schen Auszubildenden zu fordern, kein Selbst- 

läufer – auch in ver.di nicht. »Ich habe den Azubis 

gesagt: Ihr müsst dicke Bretter bohren und auch den 

Kollegen in ver.di ganz viel erklären«, so Manuela 

Schatz, damals Jugendvertreterin, heute Personal-

rätin am Uniklinikum Düsseldorf. »Die Menschen 

wissen wenig über eure Ausbildung und was für 

eine Schweinerei es ist, dass ihr nicht bezahlt wer-

det. Das muss auch emotional rüberkommen.« Die 

Aktivist*innen nutzten daraufhin jede mögliche 

Sitzung von ver.di-Gremien im Fachbereich, um auf 

ihre Lage hinzuweisen und dafür zu werben, dass 

die Gewerkschaft ihre Bezahlung in die Tarifforde-

rungen aufnimmt. Doch 2015 scheiterten sie damit 

in der Jugendtarifkommission, die auf Bundesebene 

über die ver.di-Forderungen für die Jugend in den 

Tarifrunden des öffentlichen Dienstes entscheidet. 

Die Bedenken waren, dass es um eine vergleichswei-

se kleine Zahl von Betroffenen ging, von denen die 

meisten nicht gewerkschaftlich organisiert waren. 

Man wolle die Tarifrunden nicht mit zu vielen Forde-

rungen überfrachten. Das zeigte die Schwierigkeit, 

Mit Spaß und 

Kreativität gegen 

#unbezahlt – Aus-

zubildende der 

Kölner Uniklinik
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»Mit der Auseinandersetzung um #unbezahlt bin 

ich quasi in die Arbeit als ver.di-Hauptamtlicher 

eingestiegen. Das war ohnehin mein Herzenspro-

jekt und ist für mich immer noch mit total vielen 

Emotionen verbunden. Dass wir am Ende den Tarif-

vertrag durchgesetzt haben, wird mich noch auf 

Jahre hinaus motivieren. Mir hat das gezeigt:  

Mit Gewerkschaft kann man etwas verändern.«

Alexander Prieß 
(32) ist Gesundheits- und  

Krankenpfleger und war Vorsit-

zender der Jugend- und Auszu- 

bildendenvertretung am  

Uniklinikum Essen. Seit 2014  

arbeitet er als ver.di-Jugendse-

kretär in Düsseldorf.
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der Schule, wiederum andere hatten überhaupt kein 

schriftliches Dokument über ihr Ausbildungsverhält-

nis. Diese Komplexität erschwerte es, eine einheit-

liche Tarifbewegung der betrieblich-schulischen 

Auszubildenden aufzubauen.

Forderungen für eine spezielle Gruppe im Rahmen 

von Flächentarifverhandlungen durchzusetzen.

»Ich war total sauer«, blickt Denis Schatilow zu-

rück. »Ich war ja noch neu in der Gewerkschaft. Da 

war immer viel von Solidarität die Rede. Aber dann 

hieß es: Ihr seid zu wenige. Was ist das denn für 

eine Solidarität?« Doch viele Mitglieder der Jugend-

Tarifkommission und der Bundestarifkommission von 

ver.di – in der alle Bereiche des öffentlichen Diens-

tes vertreten sind – hatten von den Problemen der 

betrieblich-schulischen Auszubildenden im Gesund-

heitswesen noch nie etwas gehört. Die Diskussion 

über deren Bezahlung war bis dahin in nur einem 

Bundesland aufgekommen: in Nordrhein-Westfalen, 

und auch dort nicht überall. »Bei uns war das The-

ma zu dieser Zeit noch gar nicht angekommen«, 

sagt die Gesundheits- und Krankenpflegerin Sarah 

Borovik aus dem Klinikum Dortmund. »Wir haben 

von der Jugendvertretung aus nachgefragt, was mit 

den MTA ist, da hieß es von der Klinikleitung immer: 

Die gehören nicht zu uns, die haben keinen Ausbil-

dungsvertrag.«

Die betreffenden Ausbildungsgänge werden in 

den Krankenhäusern zum Teil sehr unterschiedlich 

gehandhabt – eine Folge der fehlenden Konkretisie-

rung im betreffenden Berufszulassungsgesetz (siehe 

»Ausbildung im Abseits«, Seiten 39 bis 41). Einige 

Auszubildende hatten einen Ausbildungsvertrag mit 

dem Krankenhaus, andere eine Vereinbarung mit 

Die Aufnahme der Tarifforderung 
für die betrieblich-schulischen 
Auszubildenden scheitert im 
ersten Anlauf.
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Kreativ, laut und radikal

Obwohl die Bezahlung der betrieblich-schulischen 

Auszubildenden in der Länder-Tarifrunde 2015 nicht 

in den Forderungskatalog von ver.di aufgenommen 

wurde, beteiligten sich die Betroffenen sichtbar und 

zahlreich an den Warnstreiks und Aktionen. Viele 

hatten selbst gemalte Schilder und Transparente 

dabei, um auf ihr Anliegen aufmerksam zu machen. 

So demonstrierten MTA-Azubis am 12. März 2015 

zusammen mit tausenden anderen Beschäftigten 

des öffentlichen Dienstes. »Ohne Tarifvertrag ist alles 
doof«, stand auf ihrem Transparent. »Für unsere 

Forderung treiben wir euch über die Planke«, lautete 

ein anderes Motto, das sich an eine »Piraten-Aktion« 

der ver.di-Jugend in der Tarifrunde anlehnte.

Vernetzt wurden die Proteste über den Landesju-

gendfachkreis von ver.di in NRW, wo Aktivist*innen 

verschiedener Kliniken zusammenkamen. Wichtig 

war auch die Struktur der Jugend- und Auszubil-

dendenvertretungen, die viel Zeit und Kraft in die 

Unterstützung der Kampagne steckten – obwohl die 

meisten JAV-Mitglieder aus der Gesundheits- und 

Krankenpflege kamen, also selbst gar nicht betroffen 

waren. Über die JAV ergaben sich auch Zugänge zu 

den Medien, die im Verlauf der Auseinandersetzung 

immer wieder über das Thema berichteten.

»Wir haben unglaublich viele kreative Aktionen 

auf die Beine gestellt. Das hat nicht nur  

viel bewirkt, sondern auch Riesen-Spaß ge- 

macht. So bringt man Menschen in Bewegung.«

Alexander Mrosek 
(30) ist Gesundheits- und Kran-

kenpfleger und war JAV-Vorsit-

zender im Uniklinikum Essen.
Auszubildende 

am Uniklinikum 

Düsseldorf lassen 

nicht locker, ihre 

Forderung an  

die Öffentlichkeit 

zu bringen.
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Obwohl ihre Bezahlung bei der 
Länder-Tarifrunde nicht gefordert 
wird, beteiligen sich etliche 
betrieblich-schulische Auszubil-
dende an den Aktionen.

Auf einem »Empower-Seminar«  
des ver.di-Bezirks Düsseldorf 
entwickeln Aktivist*innen das 
Motto #unbezahlt.

Social Media 

spielte in der 

Kampagne eine 

große Rolle.

Betrieblich-schulische 

Auszubildende machen 

klar, worum es geht: 

»Ausbilden statt 

ausbeuten!«

Der Länder-Tarifabschluss 2015 hatte eine Laufzeit 

von zwei Jahren. Die Aktivist*innen nahmen sich 

vor, diese Zeit zu nutzen, um die Forderung nach 

Einbeziehung der betrieblich-schulischen Auszubil-

denden in den Tarifvertrag innerhalb von ver.di auf 

die Agenda zu setzen. Im Oktober 2016 organisierte 

der ver.di-Bezirk Düsseldorf ein »Empower-Seminar« 

für Auszubildende und junge Beschäftigte. Im Modul 

»betrieblicher Kampagnenplan« diskutierten die 

Teilnehmer*innen über Möglichkeiten einer Kampa-

gne für die Bezahlung der betrieblich-schulischen 

Auszubildenden. »Da haben wir gelernt: Wir brau-

chen einen Slogan, der kurz ist, Interesse weckt und 

auf den Punkt bringt, worum es geht«, berichtet 

»Wir haben unglaublich viele kreative Aktionen 

auf die Beine gestellt. Das hat nicht nur  

viel bewirkt, sondern auch Riesen-Spaß ge- 

macht. So bringt man Menschen in Bewegung.«

Denis Schatilow. So wie der Slogan, den sich die 

ver.di-Jugend für die nächste Tarifrunde ausgedacht 

hatte: »BESSER UNBEQUEM«. So entstand die Idee, 

die Kampagne für die betrieblich-schulischen Azubis 

unter dem Motto #unbezahlt zu führen und eine 

Facebook-Seite mit diesem Namen einzurichten. Die 

Idee dabei: Die Öffentlichkeit über die unhaltbare 

Situation zu informieren, die Betroffenen zu vernet-

zen. Aber auch: In ver.di hinein zu wirken. 



»Wir haben immer versucht, möglichst viel Auf-

merksamkeit zu erregen. Denn wer etwas bewegen 

will, muss laut sein. Social Media hat eine ganz 

große Rolle gespielt, aber auch die Medien waren 

wichtig. Ich habe zum Beispiel einfach mal beim 

Jugendsender 1LIVE angerufen, als es um das The-

ma Ausbildung ging. Die Reporterin konnte kaum 

glauben, dass wir nichts verdienen. Sie hat mehr-

fach Radio-Interviews mit uns geführt und dazu 

beigetragen, unsere Sache bekannt zu machen. In 

der pt_Zeitschrift für Physiotherapeuten konnte 

ich selbst Artikel schreiben. Das hat in der Szene 

einige Debatten ausgelöst. So etwas hilft.«

2010 2011 2012 2013 2014
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Während der gesamten Auseinandersetzung spielte 

die Nutzung von Social Media eine zentrale Rolle. 

Die #unbezahlt-Seite erzielte mit der Zeit eine immer 

größere Reichweite. Die Macher*innen riefen darüber 

zu Aktionen auf – nicht nur zu Demonstrationen und 

Streiks, auch zu virtuellen Protestformen wie der #no-

moneychallenge im Sommer 2017 (siehe Seite 24).

Nina Rüter 
(23) hat am Uniklinikum Essen 

eine Ausbildung zur Physiothe-

rapeutin gemacht und ist jetzt 

in einer Physiotherapie-Praxis 

angestellt.

Teller leer, nix auf dem Grill – so lebt es sich ohne Ausbildungs-

vergütung.
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Flashmobs und Aktionen von 
betrieblich-schulischen Auszu- 
bildenden der Unikliniken in 
NRW, Medien berichten.
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Die Medien wurden in der Folge ebenfalls auf das 

Thema aufmerksam. Der WDR brachte einen aus-

führlichen Bericht. Dadurch wurde die Situation 

der MTAs und Therapeut*innen auch innerhalb 

des Uniklinikums noch intensiver diskutiert. Die 

Aktivist*innen nutzten auch betriebliche Aktions-

tage, wie die ver.di-Aktionswoche »Gute Ausbil- 

dung – gute Arbeit« im November 2016, um bei ei-

nem Popcorn-Stand für ihr Anliegen zu werben und 

die Betroffenen anzusprechen. »Egal was für Akti-

onen wir hatten und um welches Thema es ging – 

immer haben wir #unbezahlt reingebracht«, erzählt 

Manuela Schatz. So zum Beispiel, als das Düsseldor-

fer Uniklinikum bei der kaufmännischen Leitung vier 

weitere außertarifliche Stellen (AT) einrichtete. Die 

ver.di-Jugend verteilte daraufhin bei einer Personal-

versammlung ein Flugblatt mit der Frage: »Geld für 

vier AT-Stellen, aber nicht für unsere Azubis in MTA 

und Physiotherapie?«

Kreativ, laut und radikal – so präsentierten die 

Aktivist*innen immer wieder ihre Forderung. So 

störte die Düsseldorfer JAV die Rede des kaufmänni-

schen Direktors 2016 bei einer Personalversammlung 

mit lauter Musik und Konfetti-Kanonen, aus denen 

es Spielgeld regnete. Die Botschaft: »Wir wollen 

Geld in unserer Ausbildung!« Bei der Personalver-

sammlung des folgenden Jahres trugen sie einen 

Sarg mit der Aufschrift »Wertschätzung« symbolisch 

zu Grabe – eine Reaktion darauf, dass die Unikliniken 

in NRW die Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) 

kurz zuvor schriftlich aufgefordert hatte, nicht über 

einen Tarifvertrag für die betrieblich-schulischen  

Auszubildenden zu verhandeln. Bei den Teilneh-

mer*innen der Personalversammlungen sorgten 

die Flashmobs für euphorische Reaktionen – beim 

Management weniger.

Auszubildende tragen bei einer Personalversammlung in Düssel-

dorf symbolisch die Wertschätzung zu Grabe.
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Gegen Unwissenheit  
helfen Fakten

Die ver.di-Aktiven – insbesondere an den Unikliniken 

in Düsseldorf, Essen und Köln – gaben keine Ruhe. 

Auf dieser Basis konnten sie die Forderungsdiskussi-

on zur Länder-Tarifrunde 2017 deutlich stärker prä-

gen als zwei Jahre zuvor. Die JAV der Düsseldorfer 

Uniklinik schickte einen Brief an den Bundesfachbe-

reichsvorstand, das höchste ehrenamtliche Gremium 

des Fachbereichs Gesundheit, Soziale Dienste, Wohl-

fahrt und Kirchen in ver.di, mit der Bitte, die Einbe-

ziehung der betrieblich-schulischen Auszubildenden 

in den Tarifvertrag zu unterstützen. Die Antwort war 

enttäuschend: Die Zeit sei dafür noch nicht reif. Doch 

die Diskussionen gingen weiter. Und gegen Unwis-

senheit helfen Fakten. »Nach einem Treffen mit den 

Aktiven in NRW im Oktober 2016 wurde mir klar: 

»Die ganze Kampagne für die Tarifierung der 

betrieblich-schulischen Auszubildenden ist ein 

Lehrstück gewerkschaftlicher Arbeit. Sie zeigt: 

Wenn viele Kolleginnen und Kollegen sich organi-

sieren und für ihre Sache kämpfen, dann lohnt 

sich das auch! Für mich persönlich war das eine 

unglaubliche Erfahrung.«

Severin Krüger 
(28) war JAV-Vorsitzender  

der Uniklinik Köln und ist  

jetzt ver.di-Jugendsekretär  

in Einarbeitung.

Svenja Schulze, damals Wissenschaftministerin in NRW, heute  

Bundesumweltministerin, solidarisiert sich mit den Auszubildenen.
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In der Forderungsdiskussion zur Länder-Tarifrunde setzen sich die 
Auszubildenden mit Fakten und guten Argumenten für ihr Anliegen ein.
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Das kommt, die lassen nicht locker«, erzählt Mario 

Gembus, seinerzeit Jugendsekretär des ver.di- 

Bundesfachbereichs Gesundheit, Soziale Dienste, 

Wohlfahrt und Kirchen. »Doch wir mussten das mit 

Daten, Zahlen und Fakten untermauern.« Er erstellte 

ein Papier mit Hintergrundinformationen über die 

Besonderheiten der betreffenden Ausbildungsgänge, 

die rechtliche Situation und die Zahl der Betroffenen 

sowie die Frage der Ausbildungsfinanzierung. Eine 

zentrale Erkenntnis: Von den gut 5.500 Auszubil-

denden der Unikliniken im Geltungsbereich des 

Tarifvertrags der Länder (TV-L) wurden etwa 1.700 

in den betrieblich-schulischen Gesundheitsberufen 

ausgebildet – fast jede*r dritte. 

Dieses Faktenblatt lieferte die Basis für weitere 

Diskussionen in ver.di. Einige verwiesen auf das 

Konzept der »bedingungsgebundenen Tarifarbeit«, 

wonach sich erst ein bestimmtes Quorum der 

betroffenen Beschäftigten gewerkschaftlich orga-

nisieren muss, bevor ver.di ihr spezielles Anliegen 

aufgreift. »Wenn wir nicht genug Mitglieder haben, 

»Wenn man jemanden wie den ver.di-Vorsitzenden 

Frank Bsirske, der unser Verhandlungsführer war, 

von etwas überzeugen will, braucht man Fakten. 

Im Ungefähren kommt man da nicht weit. Deshalb 

war es so wichtig, die Zahlen und Daten zusam-

menzutragen und strukturiert darzustellen. Ohne 

die tolle Arbeit der ehren- und hauptamtlichen 

Kolleginnen und Kollegen vor Ort wäre das nicht 

möglich gewesen. Es hat sich gezeigt, was Organi-

sation bewirken kann – in Kombination mit Aus-

dauer, Zusammenhalt und jede Menge Emotionen.«

Mario Gembus

(36) war von September 2010 bis 

Dezember 2018 ver.di-Jugend-

sekretär im Bundesfachbereich 

Gesundheit, Soziale Dienste, 

Wohlfahrt und Kirchen. Jetzt ist 

er dort für den Bereich Kirchen, 

Diakonie und Caritas zuständig.
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können wir keine guten Tarifverträge durchsetzen, 

deshalb ist diese Herangehensweise grundsätzlich 

richtig«, meint Mario Gembus. »Doch in diesem Fall 

haben wir argumentiert: Es wäre falsch, die Erfüllung 

einer starren Vorgabe bei der Mitgliedergewinnung 

zur Bedingung zu machen. Die Energie war da – wir 

mussten sie nutzen und den jungen Auszubildenden 

einen Vertrauensvorschuss geben.« 

Zentral hierfür war, dass die Aktiven das Po-

tenzial der Bewegung nachweisen konnten – zum 

einen mit Verweis auf die unzähligen Aktionen, die 

die Betroffenen bereits auf die Beine gestellt hat-

ten. Zum anderen konnten sie auf erste Erfolge bei 

der Mitgliedergewinnung unter Auszubildenden in 

den betreffenden Kliniken hinweisen. Während der 

Forderungsdiskussion und der Verhandlungen zur 

Tarifrunde 2017 trat in Nordrhein-Westfalen eine 

dreistellige Zahl neuer Mitglieder unter 28 Jahren 

in ver.di ein, davon mehr als drei Viertel aus den 

schulischen Gesundheitsberufen. »Unsere Forderung 

bewegt«, so das Fazit im Hintergrundpapier.

Auch die politisch Verantwortlichen wurden 

mit dem Anliegen konfrontiert. Die Jugendver-

treter*innen schrieben Briefe an die örtlichen Bun-

destagsabgeordneten, erhielten einen Termin mit 

der NRW-Gesundheitsministerin Barbara Steffens 

(Grüne) und besuchten das Ministerium für Wissen-

schaft, Innovation und Forschung. Dies trug eben-

falls dazu bei, der Bewegung Gehör zu verschaffen. 

Nicht nur, weil die Universitätskliniken in öffent-

lichem Besitz sind und die Landesregierung Verant-

wortung für sie trägt.

»Blank bis auf  

die Knochen« –  

Aktion von 

Physiotherapie-

Azubis am Uni- 

klinikum Essen.
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Die ver.di-Bundestarifkommission 
beschließt auf Vorschlag der Jugend-

tarifkommission die Forderung, 
betrieblich-schulische Auszubildende 

zu tarifieren.
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Forderung wird beschlossen

Bei einer Funktionärskonferenz im ver.di-Landesbe-

zirk NRW im Dezember 2016 brachten die Azubis 

ihre Forderung erneut ein – unterstützt vom Düs-

seldorfer Personalratsvorsitzenden Martin Koerbel-

Landwehr und anderen Kolleg*innen aus den Unikli-

niken des Landes. Gegen einige Widerstände setzten 

sie sich durch. Auch in der ver.di-Jugendtarifkom-

mission des öffentlichen Dienstes auf Bundesebene 

gab es kontroverse Diskussionen. »Wir haben davor 

viel Lobbyarbeit gemacht, mit Kolleginnen und Kolle-

gen aus verschiedenen Landesbezirken geredet und 

ihnen das Problem und unsere Argumente erläu-

tert«, so Sarah Borovik, die die ver.di-Jugend in der 

Bundestarifkommission vertrat. Auch deshalb gab es 

unter den Kommissionsmitgliedern viel Solidarität. 

In der Jugendtarifkommission erklärte eine Kollegin 

aus Berlin-Brandenburg: »Wir können doch nicht nur 

mehr Urlaub und mehr Geld für uns fordern, wenn 

es welche gibt, die noch gar nichts haben.« Das sah 

die Mehrheit der Jugendtarifkommission genauso 

und votierte dafür, die Aufnahme der betrieblich-

schulischen Auszubildenden in den Länder-Tarifver-

trag zu fordern.

Am nächsten Tag tagte die Bundestarifkommission 

(BTK). Vor der Sitzung legten die Aktiven Flugblätter 

auf alle Sitze, denn das Problem war immer noch: 

Die meisten BTK-Mitglieder, die aus ganz unter-

schiedlichen Bereichen des öffentlichen Dienstes 

kommen, wussten nicht, dass und warum die be-

trieblich-schulischen Auszubildenden an den Uniklini-

ken keine Vergütung erhielten. »Es haben dann ganz 

viele nachgefragt und wollten mehr wissen. Das 

war eine sehr solidarische Stimmung«, erinnert sich 

Sarah Borovik. »Wir mussten nicht nur die Azubis 

und die Arbeitgeber überzeugen«, ergänzt Alexander 

Prieß, damals Gesundheits- und Krankenpfleger am 

Uniklinikum Essen, heute ver.di-Jugendsekretär. »Erst 

einmal mussten wir den Kolleginnen und Kollegen in 

unserer Organisation erklären, worum es geht und 

warum wir die Vergütung der betrieblich-schulischen 

Auszubildenden auf die Agenda setzen müssen.« Das 

gelang schließlich. Mit systematischer Kampagnen-

arbeit nach innen und vor allem: viel Ausdauer. Im 

Dezember 2016 beschloss die Bundestarifkommissi-

on von ver.di, die Forderung in der Länder-Tarifrunde 

2017 aufzustellen.

Aktionsbereit: 

Auszubildende 

der Uniklinik 

Köln fordern die 

Einbeziehung der 

betrieblich-schu-

lischen Berufe in 

den Tarifvertrag 

des öffentlichen 

Dienstes.
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Sarah Borovik 
(30) ist Gesundheits- und  

Krankenpflegerin sowie  

Betriebsratsmitglied im Klinikum 

Dortmund. Sie vertrat die  

Jugend in der ver.di-Bundes- 

tarifkommission.

»Die Bundestarifkommission von ver.di ist ein kom-

plexes Gebilde. Da kommen Kolleginnen und Kolle-

gen aus ganz unterschiedlichen Bereichen zusam-

men. Und sie alle stehen gegenüber ihren Leuten 

in der Pflicht, das bestmögliche für sie durchzu-

setzen. Vor diesem Hintergrund war es keineswegs 

selbstverständlich, dass die Forderung einer klei-

nen Gruppe von Auszubildenden beschlossen wird. 

Doch nach vielen Diskussionen hat sich eine tolle 

Solidarität entwickelt. Das hat gezeigt, worum es 

bei Gewerkschaft geht: Die einen stehen für die 

anderen ein.«

Warnstreiks und Verhandlungen

Dass ver.di nun die Bezahlung der betrieblich-

schulischen Auszubildenden forderte, gab der 

Mobilisierung an den Unikliniken zusätzlichen Schub. 

Hunderte Azubis beteiligten sich Anfang 2017 an 

Warnstreiks und Aktionen. Etliche traten ver.di 

bei. Auf Seiten der Arbeitgeber herrschte zunächst 

Desinteresse und vor allem Unwissenheit. Sie muss-

ten selbst erst einmal Informationen zum Thema 

einholen. Sie behaupteten, die Kliniken bekämen 

eine Vergütung dieser Auszubildenden von den 

Krankenkassen nicht refinanziert. Zudem seien die 

Ausbildungsbudgets ohnehin schon mit den Kran-

kenkassen verhandelt, so dass man das Thema jetzt 

nicht klären könne. Mit dem Tarifabschluss vom  

17. Februar 2017 vereinbarten ver.di und die Tarifge-

meinschaft deutscher Länder, ab April 2017 separate 

Tarifverhandlungen zum Thema aufzunehmen und 

diese bis zum Jahresende abzuschließen. 

ver.di bildete eine spezielle Verhandlungskommis-

sion, an der die betroffenen Auszubildenden direkt 

beteiligt wurden. Das war nicht nur ein Zeichen der 

Wertschätzung gegenüber diesen Kolleg*innen, die 

das Thema durch ihre Aktivitäten auf die Agenda 

gesetzt hatten. Ihre direkte Einbeziehung in die 
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Mit dem Tarifabschluss im Februar 
sagen die Länder separate Verhand- 

lungen für betrieblich-schulische 
Auszubildende zu.

In der Länder-Tarifrunde beteiligen sich 
die betrieblich-schulischen Auszu-

bildenden massiv an Warnstreiks und 
machen Druck für ihre Tarifierung.

Im August bestätigt das Bundesgesund-
heitsministerium, dass eine tarifliche 
Ausbildungsvergütung voll refinanziert 
würde.
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Verhandlungen war auch wichtig, weil sie über das 

notwendige Detailwissen zum Ausbildungsalltag 

verfügen. Die Jugendlichen konnten selbst schildern, 

wie sie im Betrieb eingesetzt sind, wie die Ausbil-

dung konkret organisiert ist und welche praktischen 

Tätigkeiten sie ausführen. 

Beim Verhandlungsauftakt im April 2017 be-

haupteten die Arbeitgeber, die Vergütung werde 

nicht refinanziert und überfordere die Kliniken 

deshalb. ver.di hielt dem entgegen, dass die Ausbil-

dungskosten dieser Berufe laut Krankenhausfinan-

zierungsgesetz von den Kassen finanziert werden 

müssten, sofern die Kliniken Träger oder Mitträger 

der Schule seien. Und das ist bei vielen Unikliniken 

der Fall. Die Länder-Vertreter*innen bezweifelten 

dies, weshalb ver.di vorschlug, das Bundesgesund-

heitsministerium in einem gemeinsamen Gespräch 

mit den Tarifvertragsparteien, den Verbänden der 

gesetzlichen und privaten Krankenversicherungen 

sowie der Deutschen Krankenhausgesellschaft um  

eine Klärung dieser Frage zu bitten. Dieses Treffen 

kam am 9. August 2017 zustande, auf Seiten von  

ver.di unter Beteiligung des Bundesvorstandsmitglieds 

Wolfgang Pieper und des Gewerkschaftsvorsitzenden 

Frank Bsirske. Es brachte einen durchschlagenden 

Erfolg: Das Bundesgesundheitsministerium bestätigte 

klar, dass eine tarifvertragliche Regelung zur Ausbil-

dungsvergütung für die betrieblich-schulischen Aus-

bildungsgänge an Unikliniken – sofern sie vereinbart 

werde – von den Kassen erstattet werden müsse. Der 

Gesetzestext sei hier eindeutig. Dies bestätigte das 

Ministerium später noch einmal schriftlich. Mittler-

weile haben Regierung und Parlament per Gesetzes-

änderung nochmals klargestellt, dass die Vergütung 

der betrieblich-schulischen Auszubildenden über 

Ausbildungsbudgets zu erfolgen hat. Dabei sei es 

»unerheblich, ob die Zahlung von Ausbildungsvergü-

tungen durch die Krankenhäuser auf der Grundlage 

der jeweiligen Berufsgesetze oder tarifvertraglichen 

oder anderen Vereinbarungen erfolgt«.

Auszubildende 

der nordrhein-

westfälischen 

Unikliniken 

machen in der 

Tarifrunde 2017 

Druck.
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Spiel auf Zeit

Trotz dieser Klarstellung durch das Bundesgesund-

heitsministerium wurde die Finanzierungsverpflich-

tung durch die Krankenkassen immer wieder in 

Frage gestellt. So legten die Arbeitgeber im Novem-

ber 2017 Schreiben der gesetzlichen und privaten 

Krankenversicherungen vor, diese verträten bezüglich 

der Refinanzierung weiterhin eine andere Auffas-

sung. Verzögert wurden die Verhandlungen zudem 

dadurch, dass die Tarifgemeinschaft deutscher Län-

der (TdL) nach dem Wechsel der Landesregierung in 

Niedersachsen einen neuen Vorsitzenden und einen 

neuen Verhandlungsführer bestimmen musste. 

Es waren viele Monate, in denen sich nichts zu 

bewegen schien. Um diese Zeit zu überbrücken, 

die Motivation und den Druck auf die Arbeitge-

ber aufrecht zu erhalten, setzen die Aktiven auf 

kreative, virtuelle Protestformen. So starteten sie 

die #nomoneychallenge, bei der Auszubildende 

und Gewerkschafter*innen von überall her Fotos 

schickten, auf denen sie deutlich machten, was 

man sich alles nicht leisten kann, wenn man kein 

Geld verdient. Sie stellten sich vors Freibad – kein 

Geld für den Eintritt, vor die Bahn – kein Geld fürs 

Ticket, ließen die Eisbecher und den Hundenapf 

leer. Solch niedrigschwellige und witzige Aktionen 

boten Betroffenen überall die Möglichkeit, sich aktiv 

zu beteiligen, mit Druck aufzubauen und Teil der 

Bewegung zu sein. Auf der Facebook-Seite #un-

bezahlt passierte dadurch ständig etwas, wodurch 

sich ihre Reichweite und Bedeutung kontinuierlich 

vergrößerte. Tausendfach teilten die Auszubildenden 

im ganzen Land die Posts, wodurch sich die Inhalte 

noch stärker verbreiteten.

Nachdem der Berliner Finanzsenator Dr. Matthias 

Kollatz (SPD) zum neuen Vorsitzenden der TdL gekürt 

war, konnten die Verhandlungen im März 2018 

#nomoneychallenge: Kein Kohle zum tanken.

Ohne Moos nix los.
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Die Länder spielen auf Zeit. ver.di  
beschließt, auch in kommunalen 
Kliniken eine Vergütung betrieblich-
schulischer Auszubildender zu fordern.
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endlich fortgesetzt werden. Zwar bestritt die TdL 

die Refinanzierung nicht mehr grundsätzlich, meinte 

jedoch, diese könne frühestens in den Budgetverein-

barungen für das Jahr 2019 begründet werden.  

ver.di vertrat hingegen die Auffassung, dass die 

Refinanzierungspflicht der Krankenkassen selbstver-

ständlich mit Inkrafttreten des entsprechenden Tarif-

vertrages beginnt. Auch bei der Höhe der Vergütung 

gab es Streit: Die Arbeitgeber wollten den betrieb-

lich-schulischen Auszubildenden, abhängig von den 

jeweils gesetzlich vorgeschriebenen Praxisstunden, 

deutlich weniger bezahlen als Azubis in der Kranken-

pflege oder Hebammen – zum Teil nur die Hälfte.  

ver.di hielt dagegen und argumentierte, dass eine 

Ausbildungsvergütung keinen Gegenwert für die 

praktische Arbeit darstellt, sondern den Lebensunter-

halt junger Menschen in der Berufsausbildung sichern 

muss. In allen Gesundheitsberufen bestehe zudem 

ein großer Fachkräftebedarf, weshalb die Ausbildun-

gen endlich per Tarifvertrag geregelt und eine ange-

messene Vergütung sichergestellt werden müssten. 

Nur so könnten junge Menschen unabhängig von 

ihrer sozialen Herkunft diese so wichtigen Berufe 

erlernen.

Ausweitung auf  
kommunale Kliniken

Zur gleichen Zeit weitete ver.di die Auseinanderset-

zung auf die kommunalen Kliniken aus: Auch für die-

se forderte die Gewerkschaft in der Tarifrunde 2018 

eine Bezahlung der betrieblich-schulischen Auszubil-

denden. Zuvor hatte der ver.di-Bundesfachbereich 

über Monate hinweg die nötigen Daten gesammelt. 

Demnach waren an kommunalen Krankenhäusern 

bundesweit knapp 1.700 betrieblich-schulische 

Auszubildende 

verhandeln ge-

meinsam mit dem 

ver.di-Vorsitzen-

den Frank Bsirske 

und dem Bundes-

vorstandsmitglied 

Wolfgang Pieper.
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Auszubildende tätig, darunter gut 1.000 mit ei-

nem Ausbildungsvertrag mit der Klinik – vor allem 

Medizinisch-Technische-

Assistent*innen, aber auch 

Physiotherapeut*innen 

und Diätassistent*innen. 

Während einzelne Kran-

kenhäuser eine dreistellige 

Zahl betrieblich-schulischer 

Auszubildender beschäf-

tigten, hatten viele andere Kliniken keine solchen 

Ausbildungsverhältnisse.

Anders als zuvor an den Unikliniken, wo sich die 

Auseinandersetzung urwüchsig in einzelnen Betrie-

ben entwickelte, bereitete ver.di den Konflikt in den 

kommunalen Krankenhäusern systematisch vor. Die 

Tarifkampagne der ver.di-Jugend »tarifdeluxe – weni-

ger ist Wahnsinn« bot den perfekten Anknüpfungs-

punkt. Die ver.di-Fachbereichsjugend publizierte für 

die betrieblich-schulischen Auszubildenden einen 

eigenen Flyer zur Forderungsfindung, obwohl zu 

diesem Zeitpunkt noch gar nicht klar war, ob die 

Bundestarifkommission Forderungen für sie aufstel-

len würde. 

ver.di-Aktive an den Kliniken und Jugend-

sekretär*innen gingen durch die MTA- und Physio- 

bzw. Ergotherapie-Schulen und erklärten, worum es 

geht. Die Aktivist*innen aus den Unikliniken in NRW 

wurden in etliche Jugendversammlungen eingeladen 

und berichteten, warum und wie sie die Frage ihrer 

Bezahlung zum Thema gemacht hatten. Der Erfolg 

war durchschlagend: Ganze Kurse organisierten sich 

in ver.di und erklärten ihre Bereitschaft zu Aktionen – 

zum Beispiel in Fulda, Mannheim, Frankfurt am Main 

und Nürnberg.

Auszubildende  

beteiligen sich  

am Warnstreik  

am 8. März 2018  

im Klinikum  

Frankfurt-Höchst.



Carolin Hack 

(28) hat eine Ausbildung zur  

Gesundheits- und Kranken-

pflegerin am Klinikum Fulda 

gemacht und war dort Vorsit-

zende der Jugend- und Aus-

zubildendenvertretung. Seit 

September 2018 arbeitet sie 

als ver.di-Jugendsekretärin in 

Einarbeitung.

2015 2016 2017 2018 2019

Betrieblich-schulische Auszubildende 
der kommunalen Kliniken gehen für 
ihre Tarifforderung auf die Straße.
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»Dass für die betrieblich-schulischen Auszubilden-

den andere Regeln gelten, hatte bei uns vorher nie 

jemand in Frage gestellt«, erinnert sich Carolin Hack, 

damals JAV-Vorsitzende am kommunalen Klinikum 

Fulda. Erstmals machte die JAV dies bei einer Jugend-

versammlung 2016 zum Thema – allerdings mit eher 

geringer Resonanz. Am 10. April 2018 erhielten sie 

bei einer weiteren ganztägigen Jugendversammlung 

Unterstützung von den MTAs Ferdinand Mehnert 

und Denis Schatilow aus Frankfurt bzw. Düsseldorf 

sowie von dem ver.di-Jugendsekretär Mario Gem-

bus, die über die bundesweite Bewegung berichte-

ten. »Die Solidarität war beeindruckend. Auch die 

Pflege-Azubis fanden es total ungerecht, dass andere 

Auszubildende im gleichen Klinikum keinen Cent ver-

dienen«, so die Gesundheits- und Krankenpflegerin 

Carolin Hack. Um ihrer Empörung Luft zu machen, 

zogen die Teilnehmer*innen der Jugendversammlung 

nach deren Beendigung in einer Spontandemonst-

ration über das Klinikgelände. Drei Tage später fuhr 

ein voll besetzter Bus zur Streikdemonstration nach 

Hanau – darin viele Auszubildende. Höhepunkt der 

Aktionen war eine Protestkundgebung am Ort der 

Tarifverhandlungen in Potsdam, wohin sich aus dem 

osthessischen Fulda etwa 40 Auszubildende auf 

den Weg machten. »Gemeinsam mit vielen anderen 

Azubis lautstark in Potsdam zu demonstrieren – das 

war ein tolles Erlebnis«, so Carolin Hack. Mehrere 

Dutzend betrieblich-schulische Auszubildende traten 

ver.di in dieser Zeit bei. Zuvor war von ihnen so gut 

wie niemand gewerkschaftlich organisiert gewesen.

»Am Anfang lief es eher schleppend, aber bei 

den Aktionen zur Tarifrunde waren dann total 

viele dabei. Zum Verhandlungsort nach Potsdam 

sind wir aus Fulda mit einem ganzen Bus gefah-

ren – dass so etwas geht, hätte vorher niemand 

gedacht. Zusammen für eine solche historische 

Sache zu kämpfen, war ein unheimlich cooles Ge-

fühl. Für die Jugendvertretung im Klinikum Fulda 

hat das auch nachhaltig etwas verändert: Wir 

haben gemerkt, dass wir etwas bewegen können. 

Eine solche Erfahrung ist echt motivierend.«



2010 2011 2012 2013 2014

28

Ferdinand Mehnert 
(24) hat von 2013 bis 2016 am 

Klinikum Frankfurt-Höchst eine 

Ausbildung zum Medizinisch-

Technischen Labor-Assistenten 

gemacht und arbeitet dort 

seither als MTLA.

Am Klinikum Frankfurt-Höchst wurde die Bezahlung 

der betrieblich-schulischen Auszubildenden erstmals 

2015 auf einem JAV-Seminar intensiver diskutiert, bei 

dem Jugendvertreter*innen aus dem Klinikum Kassel 

von ihren Aktivitäten berichteten. In Nordhessen 

wollten Betroffene ihre Bezahlung zunächst einkla-

gen. Das taten sie letztlich nicht, aber die Forderung 

war fortan gesetzt – auch in Frankfurt. In der kom-

»Die Bewegung #unbezahlt ist für mich der Beleg, 

dass Solidarität funktioniert – und nicht nur 

etwas aus Geschichtsbüchern ist. Sie hat gezeigt, 

dass sich eine Massenorganisation wie ver.di 

auch für die Belange einer einzelnen Beschäf-

tigtengruppe interessiert. Wenn man gemeinsam 

kämpft, entwickelt man eine Kraft, mit der man 

auch hochgesteckte Ziele erreichen kann.«

munalen Tarifrunde 2016 hatte die ver.di-Tarifkom-

mission diese noch mit dem Argument abgelehnt, 

es gebe nicht genug betroffene Mitglieder. »Das war 

für uns der Startschuss, die Leute massiv anzuspre-

chen und von der Gewerkschaft zu überzeugen«, so 

Ferdinand Mehnert, der in Frankfurt eine Ausbildung 

zum Medizinisch-Technischen Labor-Assistenten 

absolvierte. Mit Erfolg: Etwa die Hälfte der rund 200 

betrieblich-schulischen Auszubildenden am Klini-

kum schloss sich ver.di an. Als die Vergütung in der 

Tarifrunde 2018 tatsächlich zur Forderung wurde, 

beteiligten sich fast alle von ihnen an den Streiks und 

demonstrierten zwei Mal durch die Bankenmetropo-

le. »Das war total bunt und laut, mit Feuerwerk und 

Spektakel, mit Kundgebungen vor den Parteizentra-

len – das hat uns große Aufmerksamkeit beschert«, 

erinnert sich Ferdinand Mehnert. 

Warnstreik im März 2018 in Frankfurt am Main
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Der Druck wirkt: Bei den Tarifverhand-
lungen sagen die kommunalen Arbeit- 

geber grundsätzlich zu, betrieblich-
schulische Auszubildende zu tarifieren.
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Auch anderswo war die Aktionsbereitschaft enorm. 

Das zeigte sich unter anderem beim großen Warn-

streiktag des öffentlichen Dienstes: Rund 1.000 

Auszubildende und Krankenhausbeschäftigte de-

monstrierten am 11. April 2018 in Nürnberg. Mit 

dabei waren etliche betrieblich-schulische Auszubil-

dende des örtlichen Klinikums, die erst wenige Tage 

zuvor in die Gewerkschaft eingetreten waren. Und 

nicht nur das: Die Hälfte der betrieblich-schulischen 

Auszubildenden an der Nürnberger Klinik fuhr am 

darauffolgenden Sonntag aus Franken ins mehr als 

400 Kilometer entfernte Potsdam, um am Ort der 

Tarifverhandlungen zu protestieren. »Die Arbeitgeber 

sollen sehen, wie wichtig uns die Tarifierung ist«, 

erklärte die Schulsprecherin Charlette Magetu.

Das Engagement zahlte sich aus: Die Vereinigung 

der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) sagte 

grundsätzlich zu, die betrieblich-schulischen Auszu-

bildenden in den Tarifvertrag des öffentlichen Diens-

tes einzubeziehen. In weiteren Verhandlungsrunden 

sollten die genauen Konditionen festgelegt und 

geklärt werden, ab wann die Neuregelung gelten 

sollte. Diese Verhandlungen sollten gemeinsam mit 

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder geführt 

werden.

Erstmals seit dem Ausscheren der Länder aus 

den Verhandlungen über den Tarifvertrag für den öf-

fentlichen Dienst (TVöD) im Jahr 2003 sollten Bund, 

Länder und Kommunen mit ver.di zum Thema der 

betrieblich-schulischen Auszubildenden wieder ge-

meinsam am Verhandlungstisch sitzen. Doch dieses 

geradezu historische Ereignis verzögerte sich – aus 

einem Grund, der nichts mit der Tarifierung dieser 

Ausbildungsgänge zu tun hatte.

Rund 1.000 

Auszubildende 

und Kranken-

hausbeschäftigte 

demonstrieren  

am 11. April 2018 

in Nürnberg.
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Erpressungsversuch  
geht nicht auf

Als Reaktion darauf, dass ver.di an den Unikliniken 

Essen und Düsseldorf einen Tarifvertrag zur Entlas-

tung der Beschäftigten forderte und dafür zum Streik 

aufrief, sagte die TdL im Juni 2018 plötzlich sämt-

liche Tarifverhandlungen ab. Das betraf zum einen 

die Weiterentwicklung der Entgeltordnung, zum 

Beispiel für Lehrkräfte, zum anderen die Tarifierung 

der betrieblich-schulischen Ausbildungsverhältnis-

se in Gesundheitsberufen. ver.di und die anderen 

beteiligten Gewerkschaften kritisierten diesen Schritt 

in einem Brief an den TdL-Vorsitzenden Matthias 

Kollatz als »unverhältnismäßig und schädlich«. Sie 

fragten ihn, wie er den Beschäftigten in Kranken-

häusern, Schulen, Straßenmeistereien, Verwaltungen 

und anderen Landeseinrichtungen erklären wolle, 

dass sich die Arbeitgeber um ihre tariflichen Belange 

nicht mehr kümmerten, weil Beschäftigte in zwei  

Kliniken für ihre berechtigte Forderung nach Entlas-

tung kämpften. Die Bundestarifkommission von  

ver.di wies den Erpressungsversuch entschieden 

zurück und stellte sich hinter die Streikenden in  

Düsseldorf und Essen. 

Die Beschäftigten und die Auszubildenden  

ließen sich nicht auseinanderdividieren. Die betrieb-

lich-schulischen Auszubildenden der beiden Uniklini-

ken – die schon Vorreiter der Forderung nach Bezah-

lung gewesen waren – waren selbstverständlich Teil 

der Bewegung für Entlastung. Sie forderten unter 

anderem, dass während der praktischen Einsatz- 

zeiten zehn Prozent strukturierte Praxisanleitung 

stattfinden müsse, um die Ausbildungsqualität zu 

verbessern. Zudem sollten Praxisanleiter*innen  

freigestellt werden, Auszubildende sollten nicht  

mehr zu Wochenendschichten eingeteilt werden  

und vor allem sollte mehr Personal in die Kliniken 

kommen – allesamt Maßnahmen, von denen auch 

die betrieblich-schulischen Auszubildenden profitie-

ren würden. Diese beteiligten sich daher ebenso wie 

ihre Kolleg*innen aus anderen Bereichen an  

den Protesten.

Am 20. Juni 2018 

protestieren 

4.000 Beschäf-

tigte vor der 

Gesundheits- 

ministerkonferenz 

in Düsseldorf 

– die betrieblich-

schulischen 

Auszubildenden 

sind mit von  

der Partie. 
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Mit Verweis auf Streiks für Entlastung 
an den Unikliniken Düsseldorf und 

Essen sagen die Länder plötzlich alle 
Tarifverhandlungen ab.
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»Entlastung oder Vergütung? 
Beides muss drin sein!«

Dass sich die Verhandlungen über einen solch langen 

Zeitraum hinziehen würden, hatten die Aktivist*innen 

nicht geahnt, als sie die Auseinandersetzung lostra-

ten. Immer wieder mussten sie die Motivation ihrer 

Mitstreiter*innen hochhalten und neue Ausbildungs-

kurse für ihr Ziel gewinnen. Wichtig war, dass ver.di 

stets deutlich machte: Wir bleiben dran, die Bezah-

lung der betrieblich-schulischen Auszubildenden 

bleibt auf der Agenda. Das stellte auch der ver.di- 

Vorsitzende Frank Bsirske bei einem Streikbesuch an 

der Düsseldorfer Uniklinik klar. Der Bundesjugend-

fachkreis der ver.di-Jugend im Fachbereich rief zu 

Protestschreiben an die TdL auf, die den Erpressungs-

versuch verurteilten und sowohl die Bewegung für 

Entlastung als auch die Forderung nach Tarifierung 

der betrieblich-schulischen Ausbildungsberufe un-

terstützten. Die ver.di-Jugend verbreitete über Social 

Media: »Entlastung oder Vergütung? Beides muss 

drin sein. Wir lassen uns nicht spalten!«

Die Rechnung der Klinikmanager und der TdL 

ging nicht auf: Statt die Beschäftigten in Düsseldorf 

und Essen zu spalten und einzuschüchtern, motivier-

te sie der Erpressungsversuch zusätzlich. »Es gab ein 

tolles Gefühl der Solidarität«, erinnert sich die Kin-

derkrankenpflegerin Manuela Schatz. »Es war klar: 

Wir stehen zusammen. Ob examinierte Pflegekräfte, 

Zusammenstehen: 

Der ver.di- 

Vorsitzende  

Frank Bsirske  

bei einer Streik-

kundgebung  

am 4. Juli 2018  

in Düsseldorf.
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die Kollegen im Servicebereich oder die Auszubilden-

den.« Bei den morgendlichen Streikversammlungen 

trafen sich alle und die verschiedenen Gruppen – die 

im Arbeitsalltag sonst wenig Kontakt haben – kamen 

miteinander ins Gespräch. Dadurch entstand ein Ver-

ständnis für die Lage und Forderungen der jeweils 

anderen und ein Gefühl gemeinsamer Stärke.

Nach zwölf Wochen Arbeitskampf gaben die Ar-

beitgeber schließlich nach. Sie unterzeichneten eine 

Vereinbarung mit ver.di, mit der sie sich in Düsseldorf 

und Essen unter anderem zur Schaffung von jeweils 

180 zusätzlichen Vollzeitstellen, davon 40 in nicht-

pflegerischen Bereichen, sowie zu Verbesserungen 

bei der Ausbildungsqualität verpflichteten. Zudem 

wurde festgeschrieben, dass es für die betrieblich-

schulischen Auszubildenden, ebenso wie in der Pfle-

ge, berufspädagogisch qualifizierte Ausbilder*innen 

geben muss. Um dieser Regelung gerecht zu wer-

den, startet aktuell deutschlandweit einer der ersten 

Weiterbildungsgänge für Praxisanleiter*innen in 

der Medizinisch-Technischen Assistenz in Düssel-

dorf. Dem in der nordrhein-westfälischen Landes-

hauptstadt nach 44 Streiktagen, in Essen nach 34 

Streiktagen erreichten Durchbruch folgten weitere 

Entlastungsvereinbarungen im saarländischen Hom-

burg, in Augsburg und in Brandenburg an der Havel. 

Mittlerweile hat ver.di an 14 Krankenhäusern solche 

Verträge durchgesetzt.

Das Ergebnis

Für die betrieblich-schulischen Auszubildenden war 

nach der Einigung in NRW eigentlich klar, dass die 

Verhandlungen nun zügig wieder aufgenommen 

würden. Einen Moment sah es so aus, als wollten 

die Arbeitgeber die sich anbahnende Auseinander-

setzung um Entlastung am Uniklinikum Homburg als 

Vorwand für eine weitere Verzögerung nutzen. Da-

von ließen sie dann aber ab und vereinbarten neue 

Verhandlungstermine. ver.di erweiterte unterdessen 

die eigene Verhandlungskommission um Auszubil-

dende aus kommunalen Kliniken.

Am 30. Oktober 2018 war es schließlich soweit: 

ver.di vereinbarte mit den Arbeitgeberverbänden 

sowohl für Unikliniken als auch für kommunale 

Krankenhäuser die Einbeziehung der betrieblich-

schulischen Auszubildenden in die Tarifverträge. Ab 

dem 1. Januar 2019 erhalten sie eine Vergütung, die 

fast so hoch ist wie im Bereich der Krankenpflege – 

einer der am besten bezahlten Ausbildungsberufe 
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Es ist soweit: Die betrieblich-schuli-
schen Auszubildenden bei Ländern und 

Kommunen bekommen einen Tarifvertrag.
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überhaupt. Das hieß zum Zeitpunkt des Vertragsab-

schlusses konkret:

Im ersten Ausbildungsjahr:     956,24 Euro

Im zweiten Ausbildungsjahr:  1.025,30 Euro

Im dritten Ausbildungsjahr:  1.122,03 Euro

Hinzu kommen viele weitere tarifvertragliche  

Regelungen, von denen die mindestens 4.500 Be-

troffenen seither profitieren:

• Anspruch auf 29 (Länder) bzw. 30 (Kommunen) 

Urlaubstage im Jahr

• Prämie von 400 Euro bei erfolgreich ab- 

geschlossener Ausbildung

• Arbeitszeiten entsprechend der jeweiligen  

tariflichen Regelungen, zwischen 38,5 und  

40 Stunden pro Woche

• Jahressonderzahlung in Höhe von 95 (Länder) 

bzw. 90 (Kommunen) Prozent der Ausbildungs- 

vergütung.

• bei bedarfsgerechter Ausbildung Anspruch auf 

Übernahme nach der Ausbildung für mindestens 

zwölf Monate 

• bis zu fünf Tage Freistellung für Prüfungsvor- 

bereitungen

• Auch in allen anderen Fragen werden betrieblich-

schulische Auszubildende nicht mehr benachtei-

ligt – von der betrieblichen Altersvorsorge über 

Familienheimfahrten bis hin zur Dienstkleidung.

Auch insgesamt hat sich der Status der betrieblich-

schulischen Auszubildenden infolge der Tarifie-

rung verbessert. So werden zum Beispiel die 180 

Betroffenen am Klinikum Dortmund seither als 

Arbeitnehmer*innen im Sinne des Betriebsverfas-

sungsgesetzes anerkannt, wodurch sie sich an der 

betrieblichen Interessenvertretung beteiligen kön-

nen. Am Uniklinikum Düsseldorf erhalten nun alle 

einen schriftlichen Ausbildungsvertrag, was zuvor 

nicht der Fall war. Darin sind die Ausbildungsbedin-

gungen konkret festgehalten, der Willkür wird ein 

Ende gesetzt. Zum Beispiel bei den Arbeitszeiten: In 

Nicht geschenkt – 

erkämpft!
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der Vergangenheit war es üblich, dass angehende 

Medizinisch-Technische-Radiologieassistent*innen 

samstags an den Röntgengeräten arbeiteten, da  

sie in dieser Zeit nicht anderweitig gebraucht wur-

den – ohne dafür einen Ausgleichstag zu erhalten. 

Jetzt ist eine wöchentliche Arbeitszeit von 38,5 Stun-

den festgeschrieben, zusätzliche Arbeitszeit muss 

ausgeglichen werden. Eine weitere wichtige Verbes-

serung ist, dass die Ausbildungszeit für die Renten-

versicherung zählt, was zuvor nicht gesichert war.

Doch selbst nach Unterzeichnung der Tarifver-

träge versuchten einige Arbeitgeber, die Bezah-

lung ihrer betrieblich-schulischen Auszubildenden 

hinauszuzögern und sorgten damit für Frust und 

Wut. In Bayern machte die ver.di-Jugend daraufhin 

mit einer Postkartenaktion Druck. Bei der Saarland 

Heilstätten GmbH (SHG) machten von den 120 

Bachelor-Studierenden der Berufsakademie fast alle 

auf Anregung von ver.di ihre Vergütung gegenüber 

dem Arbeitgeber geltend. Rund 60 angehende Ergo- 

und Physiotherapeut*innen beteiligten sich an einer 

spektakulären Mahnwache im Stadtzentrum von 

Saarbrücken, die von fünf vor zwölf am 24. Juni bis 

fünf nach zwölf am 25. Juni 2019 andauerte – mehr 

als 24 Stunden. Für die Auszubildenden hat ver.di die 

Bezahlung inzwischen durchgesetzt. Für die Studie-

renden läuft eine Musterklage, über die zu Redakti-

onsschluss noch nicht entschieden ist.

»Als ich mit der Ausbildung fertig war, haben wir 

uns geschworen: Wir haben diese Auseinander- 

setzung angefangen, und wir bringen sie erfolg-

reich zu Ende – zusammen. Dass ich selbst davon 

nichts mehr habe, ist mir eigentlich egal.  

Wir haben Historisches erreicht – das ist mir  

wichtig.«

Denis Schatilow 
(24) ist Medizinisch-Techni-

scher-Radiologieassistent und 

Vorsitzender der Jugend- und 

Auszubildendenvertretung am 

Uniklinikum Düsseldorf.

24-Stunden-Mahn-

wache vom 24. bis 

zum 25. Juni 2019  

in Saarbrücken.
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Andere folgen dem Vorbild

Nach dem Abschluss wurde die #unbezahlt-Website 

mit Anfragen überflutet. Auszubildende aus Kliniken, 

Laboren und Praxen im ganzen Land wollten wissen, 

ob die Vereinbarung auch für sie gilt bzw. wie sie 

auch für sich eine Vergütung durchsetzen können. 

Die Bezahlung gilt für alle Betriebe, in denen der 

Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) oder 

der Tarifvertrag der Länder (TV-L) gilt. Doch auch in 

etlichen Krankenhäusern unterschiedlicher Träger-

schaft haben sich die betrieblich-schulischen Auszu-

bildenden seither organisiert und fordern ebenfalls 

eine Vergütung. Entsprechende Tarifverträge hat  

ver.di bislang geschlossen für:

• die SRH-Kliniken

• das zur Rhön AG gehörende Universitätsklinikum 

Gießen und Marburg (UKGM)

• die Akademie des Universitätsklinikums  

Schleswig-Holstein (UKSH)

• das Landeskrankenhaus Andernach

• das Carl-Thiem-Klinikum Cottbus

• die vier Universitätskliniken in Baden-Württemberg

• das Helios Park-Klinikum Leipzig

• das Helios Herzzentrum Leipzig

• die Diakonie Niedersachsen

• Ende Juni 2019 setzte ver.di auch an der Universi-

tätsmedizin Mainz die Einbeziehung der betrieb-

lich-schulischen Auszubildenden in den Tarifver-

trag durch. »Was das für die Lebensqualität der 

Azubis bedeutet, lässt sich nicht in Worte fassen«, 

hieß es in der Verhandlungsnacht per Kurzmit-

teilung. »Feiert diesen Erfolg dieses Wochenende 

nicht zu hart, nächste Woche geht´s ja weiter mit 

der Ausbildung.«

Auch Helios, Deutschlands größter kommerzieller Klinikkonzern, steht in der Pflicht, 

seine betrieblich-schulischen Auszubildenden angemessen zu bezahlen.

Seit dem 1. Januar haben betrieblich-
schulische Auszubildende an öffent-

lichen Kliniken Anspruch auf rund 
1.000 Euro im Monat.

Wo es bei der Umsetzung hakt,  
macht ver.di Druck.  

Bei vielen andern Trägern  
setzen die Auszubildenden  

ebenfalls eine Bezahlung  
durch.
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Diana Sgolik 
(30) ist seit September 2017  

ver.di-Jugendsekretärin (bis  

Februar 2019 in Einarbeitung)  

im Bundesfachbereich Gesundheit, 

Soziale Dienste, Wohlfahrt  

und Kirchen.

»Was im öffentlichen Dienst erreicht wurde, 

schwappt jetzt wie eine Welle durch das ganze 

Land. Überall kommen betrieblich-schulische  

Auszubildende auf ver.di zu und wollen tarifliche 

Regelungen erreichen. In ihren eigenen Kämpfen 

profitieren sie von den Erfahrungen im öffent- 

lichen Dienst. Und es werden immer mehr!«

Der größte kommerzielle Krankenhausbetreiber  

Helios hat sich gegenüber ver.di dazu verpflichtet, 

über die Einbeziehung der betrieblich-schulischen 

Auszubildenden in den Konzerntarifvertrag zu ver-

handeln. Bei den Ruppiner Kliniken laufen die Ver-

handlungen zu Redaktionsschluss noch. Im August 

2019 konnte der Tariftext für die betrieblich-schuli-

schen Auszubildenden in Krefeld und Wuppertal im 

Rahmen des Helios-Konzerntarifvertrags geeint 

werden. Nun haben auch hier die Auszubildenden 

tarifliche Ansprüche, wie Ausbildungsvergütung, 

Urlaubstage und Übernahmeansprüche. Weite 

Teile der Diakonie und die Caritas haben die 

Regelungen aus dem öffentlichen Dienst über-

nommen.

Zuletzt gelang es im Juli 2019 auch in der 

GLG Gesellschaft für Gesundheit und Leben mbH, 

einen solchen Tarifvertrag zu schließen. Dort 

hatten sich die Auszubildenden innerhalb von 

zwei Wochen gewerkschaftlich organisiert, eine 

Verhandlungskommission aus Auszubildenden der 

sieben ausbildenden Betriebe gebildet und einen 

Tarifabschluss erreicht, der ab Oktober 2019 gilt. 

Für die betrieblich-schulischen Auszubildenden 

liegt dieser sogar noch über dem Niveau des 

öffentlichen Dienstes.

Fest steht: Der Zug steht auf dem Gleis. 

Einrichtungen und Schulen mit tariflicher Ausbil-

dungsvergütung haben bei der Nachwuchsgewin-

nung immense Vorteile. Mit den Tarifverträgen 

des öffentlichen Dienstes hat ver.di Standards 

gesetzt. Die politisch Verantwortlichen sollten 

daraus die Schlussfolgerung ziehen, in den  

Berufszulassungsgesetzen einen Anspruch auf  

eine angemessene Ausbildungsvergütung zu  

verankern – wie es in der Pflege und anderen Aus-

bildungsberufen längst selbstverständlich ist.



Manuela Schatz 

(30) war JAV-Vorsitzende  

im Uniklinikum Düsseldorf.  

Jetzt ist sie dort Personalrätin 

und Sprecherin der ver.di-Ver-

trauensleute.
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Der Zug steht auf dem Gleis: Für immer mehr 
betrieblich-schulische Auszubildende werden 

Tarifverträge abgeschlossen.
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Historischer Erfolg

Von null auf tausend – einen solchen Erfolg haben 

gewerkschaftliche Kampagnen nicht aller Tage. Ge-

startet wurde die Auseinandersetzung von den Be-

troffenen selbst, die sich von Skepsis, Widerständen 

und etlichen Verzögerungen nicht davon abbringen 

ließen, für ihre gemeinsamen Interessen einzutreten. 

Sie haben eine Aufwertung ihrer Berufe be-

wirkt. Die Vergütung wird die Attraktivität der 

Ausbildungen stärken. Das ist auch nötig, denn 

Medizinisch-Technische Assistent*innen, Physio- 

und Ergotherapeut*innen, Diätassistent*innen, 

Orthoptist*innen und Logopäd*innen werden 

gebraucht. Ohne sie ist eine gute Versorgung im 

Krankenhaus nicht vorstellbar. 

Es waren viele Faktoren nötig, um diesen histori-

schen Erfolg zu erzielen. Einer war die Gewerkschaft 

ver.di. Nur mit einer starken Organisation können 

Auszubildende und Beschäftigte ihre Interessen wir-

kungsvoll artikulieren. Das hat sich in dieser Ausein-

andersetzung eindrucksvoll gezeigt.

»Angefangen hat es mit einem Azubi, der schlicht 

nicht einsehen wollte, dass er umsonst arbeiten 

soll. Er hat sich einfach auf den Weg gemacht, das 

zu ändern. Und hat nie aufgegeben.«

Der Tariferfolg ist weit über den Kreis der Betrof-

fenen hinaus von Bedeutung. Er ist ein Signal an 

Arbeitgeber und politisch Verantwortliche: Aus-

zubildende müssen eine angemessene Vergütung 

erhalten – überall. Die erfolgreiche Tarifbewegung 

hat eine beeindruckende Dynamik entfacht. Diese 

gilt es, auch auf politischer Ebene zu nutzen. Eine 

große Chance hierfür bietet die im Koalitionsvertrag 

2018 von CDU/CSU und SPD angekündigte Neuord-

nung der Gesundheitsfachberufe. In der Diskussion 

darum hat sich ver.di für einheitliche Qualitäts-

standards und Strukturen der Ausbildungen in den 

Heilberufen ausgesprochen. Am besten ließen sich 
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Frank Bsirske 
ist Vorsitzender der Vereinten 

Dienstleistungsgewerkschaft 

(ver.di).

die Schutzrechte für die Auszubildenden durch ihre 

Einbeziehung in das Berufsbildungsgesetz (BBiG) 

gewährleisten. Zumindest aber sollte ein bundesweit 

einheitlicher Rechtsrahmen geschaffen werden – der 

selbstverständlich auch eine angemessene Ausbil-

dungsvergütung festschreiben muss. Das steigert 

die Attraktivität der Ausbildungen und befördert die 

Fachkräftesicherung ebenso wie die Lebensqualität 

der Auszubildenden.

Auch branchenübergreifend tut sich was. So 

will die Bundesregierung ab 2020 eine Mindestaus-

bildungsvergütung einführen, die im ersten Ausbil-

dungsjahr bei 515 Euro liegen soll. ver.di erwartet 

mehr: Mindestens müssen Azubis 80 Prozent der 

durchschnittlichen tariflichen Ausbildungsvergütung 

erhalten. Das wären aktuell im ersten Ausbildungs-

jahr 660 Euro, im zweiten 720 Euro, im dritten 795 

Euro und im vierten Ausbildungsjahr 826 Euro. Die 

Vergütung müsste jährlich automatisch angepasst 

werden. Und vor allem: Sie muss für alle Auszubil-

denden gelten, nicht nur für diejenigen, die unter 

das Berufsbildungsgesetz fallen. Das ist bislang nicht 

geplant.

Trotz der Schwachstellen in den Regierungsplä-

nen zeigt sich: Die politisch Verantwortlichen können 

zum Handeln bewegt werden. Die Aktivitäten der 

ver.di-Jugend – auch und vor allem der lange und 

erfolgreiche Kampf um eine Ausbildungsvergütung 

in den betrieblich-schulischen Gesundheitsberufen – 

hat dazu entscheidend beigetragen.

Und nicht zuletzt: Aus der Bewegung sind etliche 

Freundschaften entstanden. Denn gemeinsames 

Kämpfen verbindet.

»Das ist eine historische Tarifeinigung. Erstmals  

in der Geschichte erhalten die Auszubildenden  

in diesen Berufen des Gesundheitswesens eine  

Ausbildungsvergütung. Und dies ist ein großer 

 Erfolg für die Auszubildenden, die diese Forde- 

rung erhoben und nicht lockergelassen haben.  

Das zeigt: Gewerkschaft lohnt sich.«
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Bei der geplanten Neuordnung der Gesund-
heitsfachberufe dringt ver.di darauf, für alle 

Auszubildenden eine angemessene Ausbildungs-
vergütung gesetzlich festzuschreiben.
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 Ausbildung im Abseits

Während über 320 Ausbildungsberufe mit insgesamt 

1,3 Millionen Auszubildenden auf der einheitlichen 

Rechtsgrundlage des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) 

ausgebildet werden, gelten für die meisten Gesund-

heitsfachberufe (Heilberufe) gesonderte Vorschriften. 

Hier gibt es sogenannte Berufszulassungsgesetze, in 

denen neben Zulassungsbedingungen auch Ausbil-

dungsvorschriften enthalten sind. Diese sind jedoch 

oft sehr allgemein gehalten, enthalten nur wenige 

bundesrechtliche Vorgaben und sind sehr uneinheit-

lich, beispielsweise was den Umfang und Regelungs-

gehalt der praktischen Ausbildung betrifft.

Hinsichtlich der im Berufsbildungssystem üblichen 

Qualitätsstandards und der sozialen Absicherung der 

Auszubildenden sind die meisten Gesundheitsberufe 

vielfach benachteiligt. Während einige Gesundheits-

berufe – zum Beispiel die Pflegeberufe, Hebammen 

und Notfallsanitäter*innen – Ausbildungsbedingun-

gen haben, die an Regelungen aus dem Berufsbil-

dungsgesetz orientiert sind, gilt das für die soge-

nannten betrieblich-schulischen Berufe nicht.

Weder haben sie einen gesetzlichen Anspruch 

auf eine Ausbildungsvergütung noch sind die Be-

dingungen während der praktischen Ausbildung 

geregelt. Keine vorgeschriebenen Ausbildungspläne, 

keine praktische Anleitung durch berufspädago-

gisch qualifizierte, betriebliche Ausbilder*innen und 

keine Schutzvorschriften, die vor Ausbeutung und 

Orthoptik

Diätassistenz

Logopädie

MTA-Berufe

Ergotherapie

Physiotherapie 21.220

9.879

6.972

3.389

1.681

125

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2, 2017/18

Anzahl der Ausbildungsplätze der betrieblich-schulischen Gesundheitsberufe
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Überlastung schützen. Auch für den theoretischen 

Unterricht gelten die für berufsbildende Schulen 

sonst üblichen Standards nicht oder nur zum Teil. 

Das betrifft sowohl die Qualifikationsanforderungen 

an Schulleitungen und hauptberufliche Lehrkräfte als 

auch curriculare Richtlinien und die räumliche sowie 

sächliche Ausstattung der Schulen. Die wesentliche 

Ursache für diese Benachteiligung ist das Sonder-

system »Schulen des Gesundheitswesens«, dessen 

Ausbildungsvorschriften auf Berufszulassungsgeset-

zen beruhen. 

Jahrzehntelang wurden die Auszubildenden als 

Schülerinnen und Schüler betrachtet und ihre Ausbil-

dung als schulische Ausbildung – obwohl sie mehr 

oder weniger große Anteile der Ausbildung in der 

Versorgungspraxis in Einrichtungen des Gesundheits-

wesens zu absolvieren haben. Bei den Hebammen 

und in der Logopädie überwiegt sogar die praktische 

Ausbildung die für den theoretischen Unterricht 

vorgegebenen Stundenzahlen – wie auch bei Pflege-

berufen und im Rettungsdienst.

Auch von der betrieblichen Mitbestimmung 

waren die »schulischen« Ausbildungsberufe lange 

ausgeschlossen, bis im Jahre 2013 das Bundesar-

beitsgericht entschied, dass Auszubildende in der 

Physiotherapie und in den MTA-Berufen mindes-

tens dann Arbeitnehmereigenschaft im Sinne des 

Betriebsverfassungsgesetzes haben, wenn sie pri-

vatrechtliche Verträge mit dem Ausbildungsbetrieb 

Krankenhaus haben und – wie andere Beschäftigte 

auch – in die betrieblichen Abläufe eingegliedert 

sind. Das ist bei diesen Auszubildenden regelmäßig 

der Fall.

Dabei sei es unerheblich, dass keine Ausbil-

dungsvergütung gezahlt werde und der theoreti-

sche Stundenanteil den der praktischen Ausbildung 

überwiege. In früheren höchstrichterlichen Urteilen 

zur Krankenpflege- und Hebammenausbildung war 

die gerichtlich erstrittene Ausbildungsvergütung 

und die Anwendung von Vorschriften des Berufs-

bildungsgesetzes damit begründet worden, dass 

die praktische Ausbildung überwiegt (Gem. Senat, 

27.01. 1983 - GmS-OGB 2/82, EZB BBiG § 3, Rn. 18; 

BAG, 5.12.1984, 5 AZR 263/82, EZB § 14 Abs. 1 Nr. 

3 BBiG, Rn 4; vgl. a. Dielmann, Krankenpflegegesetz 

(2013), S.173 f.). In der Folge wurde die Anwendung 

des Berufsbildungsgesetzes auf die Krankenpfle-

geausbildung durch das Krankenpflegegesetz von 

1985 ausdrücklich ausgeschlossen. Zugleich wurden 

aber wesentliche Bestimmungen des BBiG wortgleich 

oder sinngemäß in das Gesetz übernommen (vgl.  

3. Abschnitt des KrPflG von 1985 und 2003). Auch 

das Hebammengesetz (seit 1985) und das Notfallsa-

nitätergesetz enthalten solche Bestimmungen.

Die Einbeziehung der bis dahin als »schulisch« be-

zeichneten Ausbildungsberufe an Schulen des Ge-

sundheitswesens in die Tarifverträge des öffentlichen 

Dienstes ist ein Schritt von epochaler Bedeutung. 
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Gegenüberstellung der tariflichen und gesetzlichen Regelungen bei den betrieblich-schulischen Gesundheitsberufen

gesetzliche Regelungen Tarifverträge im öffentlichen Dienst  
(Länder, Kommunen, Bund) Stand: 01.09.2019

Arbeitszeit wöchentlich
unter 18: bis zu 40 h
über 18: bis zu 48 h

38,5 bis 40 Stunden (je nach Region)

Urlaub
Umfang ohne gesetzliche Regelung, orientiert an Schul- 
ferien, Prüfungsvorbereitung im Ermessen der Schule

30 Ausbildungstage, ein Tag Zusatzurlaub  
ab dem 2. Ausbildungsjahr (bei Schichtdienst) 

Zusätzlich Freistellungsmöglichkeiten  
im Umfang von 5 Tagen zur Prüfungsvorbereitung

Jahressonderzahlung keine Regelung = 0 Euro 73,8% bis 95% der monatlichen Ausbildungsvergütung

Übernahme  
nach der Ausbildung

keine Regelung = Zitterpartie bei dienstlichem bzw. betrieblichem Bedarf für 12 Monate,  
bei entsprechender Bewährung anschließend unbefristet

Ausbildungsvergütung  
1. Ausbildungsjahr

keine Regelung = 0 Euro TVA-L Gesundheitsberufe: 1.010,74 Euro
TVAöD Pflege: 1.015,24 Euro

Ausbildungsvergütung  
2. Ausbildungsjahr

keine Regelung = 0 Euro TVA-L Gesundheitsberufe: 1.070,80 Euro
TVAöD Pflege: 1.075,30 Euro

Ausbildungsvergütung  
3. Ausbildungsjahr

keine Regelung = 0 Euro TVA-L Gesundheitsberufe: 1.167,53 Euro
TVAöD Pflege: 1.172,03 Euro

Abschlussprämie keine Regelung = 0 Euro 400,00 Euro

Vermögenswirksame  
Leistungen

keine Regelung = 0 Euro 6,65 bis 13,29 Euro pro Monat (je nach Region)



Was hier gewerkschaftlich erreicht wurde, geht 

weit über die bisherigen gesetzlichen Regelungen 

für diese Ausbildungen hinaus. Damit haben wir 

die Voraussetzungen geschaffen, perspektivisch 

alle weiteren im Berufsbildungssystem bewährten 

Qualitäts- und Sozialstandards auch für diese Be-

rufsausbildungen zur Anwendung zu bringen. Der 

Gesetzgeber ist aufgefordert, mit einer umfassenden 

Reform der auf Berufszulassungsgesetzen basieren-

den Ausbildungsgänge dafür die gesetzlichen Grund-

lagen zu schaffen und weiter zu entwickeln. Wie sich 

die ver.di-Jugend diese Regelungen vorstellt, hat sie 

in ihrem Grundsatzbeschluss »Gute Ausbildung im 

Gesundheitswesen« festgehalten. Darin skizziert sie 

neben der Forderung nach Aufnahme aller Heilbe-

rufe ins Berufsbildungsgesetz auch die qualitativen 

Standards, die in einem alternativen Heilberufegesetz 

geregelt sein sollten. Sie stellt damit klar, welche 

Anforderungen junge Menschen an ihre Berufsaus-

bildung stellen.





Schluss mit #unbezahlt
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